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II. Bekanntmachungen anderer Dienststellen

1. Änderung der Gebührenordnung 
für die Stadtbücherei Wittmund vom 14.12.2017

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Geset-zes vom 10.06.2021 (Nds. GVBl. S. 
368), hat der Rat der Stadt Wittmund in seiner Sitzung am 21.06.2022 
folgende Gebührenordnung beschlossen:
Die Gebührenordnung für die Stadtbücherei Wittmund vom 14.12.2017 
wird wie folgt geändert:

Artikel 1
§ 1 erhält folgende Fassung:
Für die Benutzung der Stadtbücherei Wittmund werden auf der Grundla-
ge des § 1 Abs. 3 der Benutzungsordnung für die Stadtbücherei Wittmund 
vom 14.12.2017 folgende Entgelte erhoben:

1.  Ersatzausstellung eines Benutzerausweises 
(z. B. bei Verlust) 5,00 EUR

2. Jahresnutzungsgebühr (pauschal)
 – Erwachsene (ab 18. Lebensjahr) 12,00 EUR
 –  Kinder / Jugendliche  

(bis einschl. 17. Lebensjahr) kostenlos
 – Eltern (nur Ausleihe von Kindermedien) kostenlos
 –  Rentner, Empfänger von Leistungen  

nach dem SGB II und SGB XII 6,00 EUR
 –  Studenten / Auszubildende /  

Schüler (ab 18. Lebensjahr) 6,00 EUR
 – Inhaber einer Ehrenamtskarte 5,00 EUR
 – Touristen  5,00 EUR

3. Leihgebühr pro Medium
 – Bücher kostenlos
 – Zeitschriften kostenlos
 – Hörbücher kostenlos
 – DVDs kostenlos
 – Kinder Hörspiele kostenlos
 – Kinder DVDs kostenlos
 – Spiele 2,00 EUR
 – Toniebox 2,00 EUR
 – Toniefiguren  kostenlos

4.  Versäumnisgebühr für das Überschreiten  
der Leihfrist pro Medium  
und angefangene Woche

 – Erwachsene 0,50 EUR
 – Kinder / Jugendliche 0,25 EUR
 – Mahngebühr (pauschal) 2,50 EUR

5.  Einziehungskosten  Erhebung in tatsächlich 
(z. B. für Botengänge) entstehender Höhe

6.  Pfand für die Ausleihe von Spielen  
pro Medieneinheit, die nach  
ordnungsgemäßer Rückgabe  
zurückerstattet wird 3,00 EUR

7. Vorbestellung von Medien kostenlos

8.  Auswärtiger Leihverkehr (Fernleihe) 
pauschale Bearbeitungsgebühr  
pro Medium 
Darüber hinaus sind Kosten, die von der  
auswärtigen Bücherei in Rechnung gestellt 
werden (z. B. Versandkosten)  
vom Benutzer zu tragen. 1,50 EUR

9.  Kostenersatz pauschal bei Verlust oder  
Beschädigung eines Mediums

 – 1. Jahr (Anschaffungsjahr) 100 % des Wiederbeschaffungswertes

 –  2. Jahr im Büchereibestand 90 % des Wiederbeschaffungswertes

  usw.
 – 10 Jahre im Büchereibestand 10 % des Wiederbeschaffungswertes

  Kostenersatz pauschal bei Verlust einer  
CD einer Hörbuch-CD-Sammlung 100 % des Wiederbeschaffungswertes
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  Einarbeitung eines Ersatzexemplars, 
eines beschädigten oder 
in Verlust geratenen Mediums 5,00 EUR

  Kostenersatz pauschal bei Verlust oder 
Beschädigung von CD- und DVD-Hüllen 1,00 EUR

  Bei leichten Beschädigungen am Medium 
(Medium kann nach kleineren Reparaturen 
weiter ausgeliehen werden) liegt es 
im Ermessen der Bücherei, 
ob ein Kostenersatz zu leisten ist.

Artikel 2
Diese Gebührenordnung tritt zum 01.08.2022 in Kraft.
Wittmund, den 21.06.2022

Stadt Wittmund
Der Bürgermeister

Bekanntmachung
Bauleitplanung der Gemeinde Neuharlingersiel

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 20 „Campingplatz“
mit örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung gemäß § 84 Abs. 
3 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) im beschleunigten 
Verfahren gemäß §§ 13, 13 a Baugesetzbuch (BauGB) – Bebauungs-
plan der Innenentwicklung –
hier: Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB
Der Rat der Gemeinde Neuharlingersiel hat in seiner Sitzung am 18. Mai 
2022 die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 20 „Campingplatz“ mit 
örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung gemäß § 84 Abs. 3 der 
Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) als Bebauungsplan der Inne-
nentwicklung im beschleunigten Verfahren gemäß §§ 13, 13 a BauGB 
mit der gemäß § 9 Abs. 8 BauGB beigefügten Begründung als Satzung 
beschlossen.
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 20 „Campingplatz“ wird mit 
dieser Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB rechtsverbindlich.
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über 
die fristgerechte Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für 
die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile und das 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 
Nrn. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 
2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplans und nach § 214 Abs. 
3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs gemäß § 
215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
Neuharlingersiel unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden sind.
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 20 „Campingplatz“ wird mit 
der Begründung ab sofort während der Dienststunden im Gemeindehaus 
„Oll School“ in 26427 Neuharlingersiel, Von-Eucken-Weg 2, Bürgerbüro,    
Zimmer 2, zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird 
auf Verlangen Auskunft gegeben.
Der räumliche Geltungsbereich der vorbezeichneten Bebauungsplanän-
derung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich.

Kartengrundlage: Automatisierte Liegenschaftskarten (ALK) – verklei-
nert –, vervielfältigt mit Erlaubnis des Herausgebers, LGLN Aurich, Ka-
tasteramt Wittmund

Neuharlingersiel, den 21. Juni 2022
Gemeinde Neuharlingersiel

Der Bürgermeister
Peters



– Amtsblatt Landkreis Wittmund / 30. Juni 2022 / Seite 53 –

Haushaltssatzung der Samtgemeinde Esens 
für das Haushaltsjahr 2022

Aufgrund des § 112 in Verbindung mit § 58 des Niedersächsischen. Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.10.2010 (Nds. GVBl. S. 
576) hat der Rat der Samtgemeinde Esens in seiner Sitzung am 16.03.2022 
folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird
1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag
 1.1 der ordentlichen Erträge auf 13.161.300 EUR 
 1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 13.154.500 EUR
 1.3 der außerordentlichen Erträge auf  500 EUR 
 1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 EUR
2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
  2.1 der Einzahlungen aus  

laufender Verwaltungstätigkeit auf 12.848.600 EUR 
2.2 der Auszahlungen aus  
laufender Verwaltungstätigkeit auf 12.357.100 EUR

  2.3 der Einzahlungen  
für Investitionstätigkeit auf 2.770.900 EUR 
2.4 der Auszahlungen  
für Investitionstätigkeit auf 7.162.700 EUR

  2.5 der Einzahlungen  
für Finanzierungstätigkeit auf 2.900.000 EUR 
2.6 der Auszahlungen  
für Finanzierungstätigkeit auf 249.500 EUR

festgesetzt.
§ 2

Kredite für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen werden in 
Höhe von 2.900.000 EUR veranschlagt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 1.050.000 
EUR festgesetzt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2022 Liquiditätskredi-
te zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen 
werden dürfen, wird auf 2.000.000 EUR festgesetzt.

§ 5
Der Hebesatz für die Samtgemeindeumlage wird für das Haushaltsjahr 
2022 auf 33,0 v. H. der Bemessungsgrundlage für die Kreisumlage fest-
gesetzt.

§ 6
Investitionen gelten nach § 12 KomHKVO als unerheblich, wenn sie un-
terhalb einer Wertgrenze von 250.000 EUR liegen.
Esens, den 16.03.2022
 Samtgemeinde Esens
 (L.S.) Hinrichs
  (SG-Bürgermeister)

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022 wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht. Die nach § 111 Abs. 3 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) in Verbindung mit § 15 Abs. 6 des Nie-
dersächsischen Finanzausgleichsgesetzes (NFAG) in der Fassung vom 
14.09.2007 (Nds. GVBl. S. 466) sowie den §§ 119 Abs. 4 und 120 Abs. 
2 NKomVG erforderliche Genehmigung der Aufsichtsbehörde hat der 
Landkreis Wittmund am 16.06.2022 unter dem Aktenzeichen 20/083/-01/
Ess erteilt.
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG vom 01.07.2022 bis 
12.07.2022 zur Einsichtnahme im Rathaus Esens, Am Markt 2, Zimmer 
26, öffentlich aus.

Hinrichs 
SG-Bürgermeister 

Haushaltssatzung der Gemeinde Holtgast 
für das Haushaltsjahr 2022

Aufgrund des § 112 in Verbindung mit § 114 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 
576) hat der Rat der Gemeinde Holtgast in seiner Sitzung am 15.03.2022 
folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird
1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag
 1.1 der ordentlichen Erträge auf 1.414.900 EUR 
 1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 1.478.700 EUR
 1.3 der außerordentlichen Erträge auf  0 EUR 
 1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 EUR
2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
  2.1 der Einzahlungen aus  

laufender Verwaltungstätigkeit auf 1.312.200 EUR 
2.2 der Auszahlungen aus  
laufender Verwaltungstätigkeit auf 1.321.300 EUR

  2.3 der Einzahlungen  
für Investitionstätigkeit auf 0 EUR 
2.4 der Auszahlungen  
für Investitionstätigkeit auf 738.000 EUR

  2.5 der Einzahlungen  
für Finanzierungstätigkeit auf 300.000 EUR 
2.6 der Auszahlungen  
für Finanzierungstätigkeit auf 18.000 EUR

festgesetzt.
§ 2

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men werden in Höhe von 300.000 EUR veranschlagt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden in Höhe von 502.000 EUR ver-
anschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2022 
zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen 
werden dürfen, wird auf 200.000 EUR festgesetzt.

§ 5
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haus-
haltsjahr 2022 wie folgt festgesetzt:
 1.  Grundsteuer A  

(für land- und forstwirtschaftliche Betriebe) 360 v. H.
 2. Grundsteuer B (für Grundstücke) 360 v. H.
 3. Gewerbesteuer 380 v. H.

§ 6
Investitionen gelten nach § 12 KomHKVO als unerheblich, wenn sie un-
terhalb einer Wertgrenze von 150.000 EUR liegen.
Holtgast, 15.03.2022
 Gemeinde Holtgast
 (L.S.) Frerichs
  (Bürgermeister)

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022 wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht. Die nach dem § 120 Abs. 2 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) erforderliche 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde hat der Landkreis Wittmund am 
17.06.2022 unter dem Aktenzeichen 20/082-01/Hlt erteilt.
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsrechts (NKomVG) vom 01.07.2022 bis 12.07.2022 zur 
Einsichtnahme im Gemeindebüro Holtgast, Norder Landstraße 35, 26427 
Holtgast, öffentlich aus.

Frerichs 
Bürgermeister 
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Haushaltssatzung der Samtgemeinde Holtriem 
für das Haushaltsjahr 2022

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-
zes (NKomVG) hat der Rat der Samtgemeinde Holtriem in der Sitzung 
am 31.03.2022 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird
1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag
 1.1 der ordentlichen Erträge auf 10.707.800 EUR 
 1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 10.707.800 EUR
 1.3 der außerordentlichen Erträge auf  0 EUR 
 1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 EUR
2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
  2.1 der Einzahlungen aus  

laufender Verwaltungstätigkeit auf 10.121.500 EUR 
2.2 der Auszahlungen aus  
laufender Verwaltungstätigkeit auf 9.219.100 EUR

  2.3 der Einzahlungen  
für Investitionstätigkeit auf 1.758.100 EUR 
2.4 der Auszahlungen  
für Investitionstätigkeit auf 4.142.400 EUR

  2.5 der Einzahlungen  
für Finanzierungstätigkeit auf 700.000 EUR 
2.6 der Auszahlungen  
für Finanzierungstätigkeit auf 189.100 EUR

festgesetzt.
Nachrichtlich: Gesamtbetrag
– der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 12.579.600 Euro
– der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 13.550.600 Euro.

§ 2
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 
700.000 Euro festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 3.400.000 
Euro festgesetzt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2022 Liquiditätskredi-
te zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen 
werden dürfen, wird auf 1.686.900 Euro festgesetzt.

§ 5
Der Umlagesatz der Samtgemeinde-Umlage wird auf  40,00 v. H.
der Bemessungsgrundlage der Kreisumlage festgesetzt.
Westerholt, den 31.03.2022
 Samtgemeinde Holtriem
 (L.S.) Ahrends
  SG-Bürgermeister

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung der Samtgemeinde Holtriem für das 
Haushaltsjahr 2022 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.
Die nach § 15 Abs. 6 des Nieders. Finanzausgleichsgesetzes in der Fas-
sung vom 14. September 2007 (Nds. GVBl. S. 466) in Verbindung mit § 
111 Abs. 3 sowie den §§ 120 Abs. 2 und 119 Abs. 4 des Nieders. Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezem-
ber 2010 (Nds. GVBl. S. 576) erforderliche Genehmigung ist durch den 
Landkreis Wittmund am 16. Juni 2022 unter Az. 20/083-01/Hom erteilt 
worden.
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 01. bis 
11. Juli 2022 zur Einsichtnahme im Rathaus, Zimmer 101, in Westerholt 
öffentlich aus.

Samtgemeinde Holtriem 
Ahrends 

SG-Bürgermeister

Amt für regionale Landesentwicklung 
Weser-Ems 
Geschäftsstelle Aurich 
Oldersumer Straße 48 
26603 Aurich Aurich, 14.06.2022

Öffentliche Bekanntmachung 
in der Flurbereinigung Moorweg 

Einleitungsbeschluss
Gemäß § 86 Abs. 1 Nrn. 1 und 3 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) 
in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch 
Artikel 17 des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), wird für Teile 
der Gemarkungen Moorweg, Gemeinde Moorweg und Holtgast, Gemein-
de Holtgast beide Samtgemeinde Esens sowie Ostochtersum, Gemeinde 
Ochtersum und Blomberg, Gemeinde Blomberg beide Samtgemeinde 
Holtriem, alle Landkreis Wittmund, das vereinfachte Flurbereinigungs-
verfahren Moorweg angeordnet.
Das Flurbereinigungsgebiet hat eine Größe von rd. 1532 ha mit folgender 
Gebietsabgrenzung:
Samtgemeinde Esens
Gemeinde Moorweg
Gemarkung Moorweg
Flur 8 tlw. Flur 9 tlw. Flur 10 tlw. Flur 11 tlw.
Flur 13 tlw. Flur 14 tlw. Flur 15 ganz Flur 16 tlw.
Flur 17 tlw. Flur 19 ganz Flur 20 ganz Flur 21 ganz
Flur 22 ganz Flur 23 ganz Flur 24 ganz Flur 25 ganz
Flur 26 ganz Flur 27 ganz  
Gemeinde Holtgast
Gemarkung Holtgast
Flur 4 tlw. Flur 5 tlw.
Samtgemeinde Holtriem
Gemeinde Ochtersum
Gemarkung Ostochtersum
Flur 3 tlw. Flur 4 tlw. Flur 7 tlw.
Gemeinde Blomberg
Gemarkung Blomberg
Flur 1 tlw. Flur 3 tlw. Flur 4 tlw. Flur 5 tlw.
Das Flurbereinigungsgebiet ist aus einer Gebietskarte zu ersehen, die 
mit dem vollständigen Einleitungsbeschluss sowie dem Verzeichnis der 
Verfahrensflurstücke, der Beschränkung der Nutzungs- und Baurechte 
im Flurbereinigungsgebiet (§ 34 FlurbG) und der Aufforderung zur An-
meldung von Rechten (§ 14 FlurbG) in den Verwaltungen der Samtge-
meinden Esens, Am Markt 2, 26427 Esens und Holtriem, Auricher Str. 
9, 26556 Westerholt zur Einsichtnahme für zwei Wochen nach Bekannt-
machung während der Dienstzeiten, ausliegt. Zur Einsichtnahme sind 
Termine bei der jeweiligen Samtgemeinde zu vereinbaren. Außerdem ist 
die Bekanntmachung nebst Anlagen im Internet der Gemeinde Moorweg: 
www.moorweg.de unter dem Reiter Aktuelles / Flurbereinigung sowie im 
Internet der Samtgemeinde Holtriem unter www.holtriem.de eingestellt.
Das Flurbereinigungsgebiet wird gemäß § 86 Abs. 2 Nr. 1 FlurbG i. V. 
m. § 4 FlurbG entsprechend dem Verzeichnis der Verfahrensflurstücke 
festgestellt. 
Die Eigentümer der zum Flurbereinigungsverfahren gehörenden Grund-
stücke sowie die Erbbauberechtigten gemäß § 10 Nr. 1 FlurbG bilden 
die Teilnehmergemeinschaft, die nach § 16 FlurbG als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts mit diesem Beschluss entsteht.
Die Teilnehmergemeinschaft erhält den Namen

„Teilnehmergemeinschaft der vereinfachten  
Flurbereinigung Moorweg“.

Sie hat ihren Sitz in der Gemeinde Moorweg.
Anordnung der sofortigen Vollziehung:
Gemäß § 80 Abs. 2 Zf. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 
19.03.1991 (BGBl. I S. 686), in der zurzeit gültigen Fassung, wird hiermit 
die sofortige Vollziehung des Einleitungsbeschlusses angeordnet. Dies 
hat zur Folge, dass Widersprüche gegen diesen Einleitungsbeschluss kei-
ne aufschiebende Wirkung entfalten.
Begründung für die Einleitung
Mit dem vereinfachten Flurbereinigungsverfahren Moorweg sollen die 
Lebens-, Produktions- und Arbeitsbedingungen in der Landwirtschaft 
durch agarstrukturverbessernde Maßnahmen optimiert werden.
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Union muss jedoch eine zeitnahe Beantragung der Fördermittel für die 
notwendigen gemeinschaftlichen Wegebaumaßnahmen durch den Vor-
stand der Teilnehmergemeinschaft sichergestellt werden. Der derzeitige 
Zustand des Wegenetzes und die damit verbundenen Nachteile für die üb-
rigen Teilnehmer (z. B. durch erhöhten Maschinenverschleiß) lassen ein 
längeres Warten auf den Ausbau und eine Gefährdung der Finanzierung 
des Wegebaus nicht zu.
Schließlich ist der Allgemeinheit im Hinblick auf die Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe und wegen der in 
der Flurbereinigung einzusetzenden erheblichen öffentlichen Mittel daran 
gelegen, die Ziele des Verfahrens möglichst bald herbeizuführen.
Diese Interessen überwiegen gegenüber dem Interesse etwaiger Wider-
spruchführer an der aufschiebenden Wirkung der Rechtsbehelfe.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe beim Amt für regionale Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, 
Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg, sowie bei der Geschäftsstel-
le Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, Wi-
derspruch erhoben werden.
Hinweise:
1.  Ermittlung des Dauergrünlandstatus nach DirektZahlDurchfG i. 

V. m. der VO (EU) Nr. 1307/2013 und VO (EU) Nr. 639/2014
  Die Flurbereinigungsbehörde weist darauf hin, dass sie für den Zeit-

raum der Durchführung des Flurbereinigungsverfahrens zur sachge-
rechten und zweckmäßigen Planung des Flurbereinigungsverfahrens 
den Dauergrünlandstatus aus der Agrarförderung beim Servicezent-
rum für Landentwicklung und Agrarförderung erheben wird.

2.  Gemäß § 27 a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese öffent-
liche Bekanntmachung auch im Internet unter www.flurb-we.nieder-
sachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachungen“ einge-
stellt.

 Im Auftrage
 (L.S.) (Baalmann)

Datenschutzrechtliche Hinweise  
zur Berücksichtigung der Verordnung (EU)
2016/679 (DSGVO)
In diesem Flurbereinigungsverfahren werden auf der Grundlage von Art. 
6 Abs. 1 Buchst. c und e DSGVO personenbezogene Daten von Teilneh-
mern, sonstigen Beteiligten und Dritten verarbeitet. Nähere Informati-
onen zu Art und Verwendung dieser Daten, den zuständigen Ansprech-
partnern sowie Ihren Rechten als betroffene Person können Sie auf der 
Internetseite https://www.arl-we.niedersachsen.de/ abrufen. Alternativ 
sind die Informationen über ein Merkblatt beim Amt für regionale Lan-
desentwicklung, Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich, Oldersumer Str. 48, 
26603 Aurich, erhältlich.

Friedhofsordnung (FO)  
für den Friedhof der Ev.-luth. St. Nicolai- 
Kirchengemeinde Wittmund in Wittmund

Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Fried-
höfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 (Kirchl. 
Amtsbl. 1974 S. 1) hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. St. Nicolai-Kir-
chengemeinde Wittmund am 19.05.2022 folgende Friedhofsordnung be-
schlossen:
Der Friedhof ist die Stätte, an der die Verstorbenen zur letzten Ruhe ge-
bettet werden. Er ist mit seinen Gräbern ein sichtbares Zeichen der Ver-
gänglichkeit des Menschen. Er ist zugleich ein Ort, an dem die Kirche die 
Botschaft verkündet, dass Christus dem Tode die Macht genommen hat 
und denen, die an ihn glauben, das ewige Leben geben wird. Aus dieser 
Erkenntnis und in dieser Gewissheit erhalten Arbeit und Gestaltung auf 
dem Friedhof Richtung und Weisung.

Inhaltsübersicht
I.  Allgemeine Vorschriften
 § 1 Geltungsbereich und Friedhofszweck
 § 2 Friedhofsverwaltung
 § 3 Schließung und Entwidmung
II.  Ordnungsvorschriften
 § 4 Öffnungszeiten
 § 5 Verhalten auf dem Friedhof
 § 6 Dienstleistungen

Die innere Erschließung des Verfahrensgebietes ist durch ein ausreichend 
dichtes Netz von Gemeindestraßen und ländlichen Wegen gegeben. Ein 
Großteil der Wege ist jedoch für die heute in der Landwirtschaft übli-
chen Achslasten nicht mehr ausreichend tragfähig. Neben einem labilen 
Untergrund und nicht ausreichend bemessener Fahrbahnstärken, die die 
Belastbarkeit einschränken, führt auch die Zunahme von Fahrzeuggrö-
ßen- und gewichten der Landwirtschaft zu erheblichen Schäden an den 
Fahrbahnen, die im Rahmen der normalen Unterhaltung nicht mehr be-
hebbar sind. Die geplanten Wegebaumaßnahmen schaffen die Vorausset-
zungen für eine langfristige Nutzung der landwirtschaftlichen Flächen. 
Eine grundsätzliche Veränderung der vorhandenen Erschließungsstruktur 
ist nicht geplant. Gleichzeitig können die Wege für Erholungssuchende 
genutzt werden. Der landwirtschaftliche Grundbesitz ist in Teilbereichen 
durch Streulagen gekennzeichnet. Es wird angestrebt, die landwirtschaft-
lichen Flächen in einem möglichst großen Umfang zusammenzulegen, 
um eine rationelle Bewirtschaftung zu ermöglichen.
Darüber hinaus werden mit dem Flurbereinigungsverfahren ökologische 
Zielsetzungen verfolgt. Mit Unterstützung des Bodenmanagements der 
Flurbereinigung sollen diese konkurrierende Nutzungsansprüche insbe-
sondere zwischen Landwirtschaft und Natur- / Landschaftsschutz ent-
flochten werden. Umgesetzt werden sollen verschiedene landschaftsge-
staltende Anlagen (freiwillige Gestaltungsmaßnahmen), insbesondere 
zum Thema Artenschutz sowie Biotopschutz und Biotopverbund ermög-
licht werden.
Zur Sicherung der besonderen Landschaftsqualitäten im Moor- und 
Niederungsbereich im Norden des Verfahrensgebietes mit dem Natur-
schutzgebiet Ochsenweide, aber auch den im Umfeld zu entwickelnden, 
offenen Grünlandflächen sowie ergänzenden Moorbiotope etc. ergibt 
sich ein vielfältiges landschaftsökologisches Entwicklungspotenzial. 
Als konkrete Maßnahmen sollen die im Bereich des Naturschutzgebietes 
Ochsenweide im Privateigentum stehenden Flurstücke durch Tausche in 
öffentliches Eigentum überführt werden, um vorhandene Landnutzungs-
konflikte aufzulösen und gleichzeitig eine großflächige Gestaltung dieses 
Naturschutzgebietes zu ermöglichen.
Auch innerhalb des übrigen Verfahrensgebietes ergeben sich Möglichkei-
ten und Erfordernisse zur Umsetzung von Maßnahmen wie Gewässer-
randstreifen, Sicherung von morphologischen Besonderheiten der Pin-
go-Ruinen bis zu Anlage von Obstwiesen etc. Insgesamt fördern diese 
Maßnahmen auch den Erhalt und die Entwicklung der besonderen land-
schaftlichen Eigenart und Schönheit der Landschaft und der damit ver-
bundenen Erholungseignung in der Gemeinde Moorweg.
Weiteres Ziel des vereinfachten Flurbereinigungsverfahrens Moorweg ist 
durch die Bodenordnung gemeindliche Planungen zu unterstützen, die 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichti-
gen sowie die bestehende Erholungsfunktion des Raumes weiterzuent-
wickeln.
Durch den integralen Ansatz des Flurbereinigungsverfahrens kann außer-
dem den nachteiligen Auswirkungen des Strukturwandels im ländlichen 
Raum wirkungsvoll für die Zukunft begegnet werden.
Das Flurbereinigungsgebiet wurde nach Abwägung der agrarstrukturel-
len Gegebenheiten und der sich aus der Topographie, der vorhandenen 
Verkehrsanlagen und bebauten Flächen ergebenden Randbedingungen 
sowie nach den kataster- und vermessungstechnischen Erfordernissen so 
begrenzt, dass die mit der ländlichen Neuordnung verfolgten Ziele mög-
lichst vollkommen erreicht und Maßnah-men des Naturschutzes und der 
Landespflege ermöglicht werden.
Das Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Geschäftsstelle 
Aurich, hat die voraussichtlich beteiligten Grundeigentümer gemäß § 5 
Abs. 1 FlurbG über das nun eingeleitete Verfahren einschließlich der vo-
raussichtlich entstehenden Kosten aufgeklärt. Die nach § 5 Abs. 2 und 
3 FlurbG zu beteiligenden Behörden, Organisationen und Dienststellen 
einschließlich der landwirtschaftlichen Berufsvertretung und der aner-
kannten Naturschutzvereinigungen nach § 63 BNatSchG wurden gehört 
und unterrichtet.
Die Voraussetzungen des § 86 Abs. 1 Nrn. 1 und 3 FlurbG für die Ein-
leitung der vereinfachten Flurbereinigung Moorweg durch das Amt für 
regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich, nach § 
86 Abs. 2 FlurbG liegen somit vor.
Begründung für die Anordnung der sofortigen Vollziehung:
Die sofortige Vollziehung des Beschlusses liegt sowohl im überwiegen-
den Interesse der Beteiligten des Verfahrens als auch im öffentlichen In-
teresse. 
Die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs hätte zur Folge, dass die 
kurzfristige Wahl eines Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft nicht 
möglich und die Teilnehmergemeinschaft dadurch handlungsunfähig 
wäre. Aufgrund der zeitlich befristeten Förderperiode der Europäischen 
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§ 3 
Schließung und Entwidmung 

(1)  Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile und einzelne Grabstätten kön-
nen aus einem wichtigen Grund beschränkt geschlossen, geschlossen 
und entwidmet werden.

(2)  Nach der beschränkten Schließung dürfen keine  neuen Nutzungs-
rechte mehr verliehen werden. Eine Verlängerung von bestehenden 
Nutzungsrechten darf lediglich zur Anpassung an die Ruhezeit erfol-
gen. Bestattungen dürfen nur noch in Grabstätten stattfinden, an de-
nen im Zeitpunkt der beschränkten Schließung noch Nutzungsrechte 
bestehen, sofern die Grabstätten noch nicht belegt sind oder sofern 
zu dem genannten Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelaufen waren. Grab-
stellen, an denen die Ruhezeit nach dem Zeitpunkt der beschränkten 
Schließung abläuft, dürfen nicht neu belegt werden. Eingeschränkt 
werden kann auch der Kreis der Bestattungsberechtigten. Ausnahmen 
von dieser Einschränkung kann die Friedhofsverwaltung im Einzelfall 
zur Vermeidung unbilliger Härten bei bestehenden Nutzungsrechten 
zulassen.                                             

(3)  Nach der Schließung dürfen Bestattungen nicht mehr vorgenommen 
werden.

(4)  Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestätte der Ver-
storbenen aufgehoben. Die Entwidmung wird erst ausgesprochen, 
wenn keine  Nutzungsrechte mehr bestehen, sämtliche Ruhezeiten ab-
gelaufen sind und eine angemessene Pietätsfrist vergangen ist.

II. Ordnungsvorschriften
§ 4 

Öffnungszeiten
(1)  Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt gegebenen 

Zeiten - in jedem Fall aber nur bei Tageslicht - für den Besuch geöff-
net. Außerhalb dieser Zeiten ist das Betreten nicht gestattet.

(2)  Die Friedhofsverwaltung kann das Betreten aller oder einzelner Fried-
hofsteile aus besonderem Anlass vorübergehend untersagen.

(3)  Sofern bei Schnee- und/oder Eisglätte die Wege auf dem Friedhof nur 
insoweit geräumt werden, wie dieses für die notwendige Aufrechter-
haltung des Friedhofszweckes erforderlich ist, geschieht die Benut-
zung nicht geräumter oder nicht gestreuter Wege auf eigene Gefahr.

§ 5
Verhalten auf dem Friedhof

(1)  Jeder hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes und der Achtung 
der Persönlichkeitsrechte der Angehörigen und Besucher entspre-
chend zu verhalten und Äußerungen, die sich in verletzender Weise 
gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche richten, 
die Würde des Menschen oder die Ruhe der Toten verletzen oder ge-
eignet sind, politische Gedanken öffentlich zu verbreiten, zu unterlas-
sen. Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. Die 
Friedhofsverwaltung kann Personen, die der Friedhofsordnung zuwi-
derhandeln, das Betreten des Friedhofs untersagen.

(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet:
 a)  die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen, Inlinern, Skateboards 

aller Art - ausgenommen Kinderwagen, Rollstühlen, Handwagen 
sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für den Fried-
hof zugelassenen Dienstleistungserbringer -  zu befahren. Werden 
Fahrräder zum Transport von Arbeitsgeräten oder Grabschmuck 
benötigt, sind diese zu schieben;

 b)  der Verkauf von Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blu-
men, sowie das Anbieten von Dienstleistungen;

 c)  an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende 
Arbeiten auszuführen;

 d)  die Erstellung und Verwertung von Film-, Ton-, Video- und Foto-
aufnahmen, außer zu privaten Zwecken. Aufnahmen auch zu pri-
vaten Zwecken sind grundsätzlich nicht zugelassen, sofern sie sich 
störend auf den jeweiligen Handlungsablauf auswirken können;

 e)  Druckschriften und andere Medien (z.B. CD, DVD) zu verteilen, 
ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der Bestattungsfeier 
notwendig und üblich sind;

 f)  Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzu-
lagern oder mitgebrachten Unrat zu entsorgen;

 g)  Fremde Grabstätten und die Friedhofsanlage außerhalb der Wege 
zu betreten, zu beschädigen oder zu verunreinigen;

 h)  Tiere mitzubringen. Hunde werden geduldet, sofern sie angeleint 
sind und gewährleistet ist, dass sie die Wege nicht verlassen und 
Grabstätten und Anlagen nicht beschädigen oder verunreinigen;
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I. Allgemeine Vorschriften
§ 1 

Geltungsbereich und Friedhofszweck
(1)  Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Ev.-luth. St. Ni-

colai-Kirchengemeinde Wittmund in seiner jeweiligen Größe. Der 
Friedhof umfasst zurzeit die Flurstücke 38, 39/1, 42/5 Flur 11 Gemar-
kung Wittmund in Größe von insgesamt 3,2892 ha. Eigentümerin der 
Flurstücke ist die Ev.-luth. St. Nicolai-Kirchengemeinde Wittmund. 

(2)  Der Friedhof dient der Bestattung der Personen, die bei ihrem Ableben 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet der Ev.-luth. 
St. Nicolai-Kirchengemeinde Wittmund hatten. Der Friedhof dient 
auch der Bestattung von Fehlgeborenen und Ungeborenen i.S.d. Nie-
dersächsischen Bestattungsgesetzes.

(3)  Andere Bestattungen bedürfen der vorherigen Zustimmung der Fried-
hofsverwaltung.

§ 2 
Friedhofsverwaltung 

(1)  Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öffentlichen Rechts. 
Er wird vom Kirchenvorstand verwaltet (Friedhofsverwaltung).

(2)  Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser Friedhofsord-
nung sowie den sonstigen kirchlichen und staatlichen Vorschriften.

(3)  Mit der Wahrnehmung der Friedhofsverwaltung kann der Kirchenvor-
stand einzelne Personen, einen Ausschuss oder eine kirchliche Ver-
waltungsstelle beauftragen. 

(4)  Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammenhang mit einer 
Bestattung, Verleihung, Verlängerung oder Übertragung des Nut-
zungsrechts an einer Grabstätte, einer Anzeige zur Errichtung eines 
Grabmals oder anderer Anlagen, dem Tätigwerden von Dienstleis-
tungserbringern sowie mit der Erhebung von Gebühren und Entgel-
ten dürfen für den jeweiligen Zweck erhoben, verarbeitet und genutzt 
werden. 
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(3)  Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit 
dem Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind 
und Interessen Anderer nicht beeinträchtigt werden.

(4)  Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der vorherigen 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

(5)  Hausmüll, Gewerbeabfälle und sonstige außerhalb des Friedhofs an-
gefallene Abfälle dürfen nicht auf den Friedhof gebracht werden.

§ 6 
Dienstleistungen

(1)  Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter 
usw.) haben die für den Friedhof geltenden Bestimmungen zu beach-
ten. 

(2)  Tätig werden dürfen nur solche Dienstleistungserbringer, die fachlich 
geeignet und in betrieblicher und personeller Hinsicht zuverlässig 
sind.

(3)  Dienstleistungserbringern kann die Ausübung ihrer Tätigkeit von der 
Friedhofsverwaltung auf Zeit oder auf Dauer untersagt werden, wenn 
der Dienstleistungserbringer  nach vorheriger Mahnung gegen für den 
Friedhof geltende Bestimmungen verstoßen hat. Bei einem schwer-
wiegenden Verstoß ist eine Mahnung entbehrlich.

(4)  Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dür-
fen auf dem Friedhof nur vorübergehend und nur an Stellen gelagert 
werden, an denen sie nicht hindern. Die Arbeits- und Lagerplätze sind 
nach Beendigung der Tagesarbeit zu säubern und in einem ordnungs-
gemäßen Zustand zu verlassen und bei Unterbrechung der Tagesarbeit 
so herzurichten, dass eine Behinderung Anderer ausgeschlossen ist. 
Die Dienstleistungserbringer dürfen auf dem Friedhof keinen Abraum 
lagern. Wird dieses nicht beachtet, kann die Friedhofsverwaltung nach 
erfolgloser Aufforderung – im Wiederholungsfall oder bei unmittel-
barer Gefahr auch ohne Aufforderung – die Entsorgung auf Kosten 
des Verursachers veranlassen. Geräte von Dienstleistungserbringern 
dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofs ge-
reinigt werden.

(5)  Dienstleistungserbringer haften gegenüber dem Friedhofsträger für 
alle Schäden, die sie im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem 
Friedhof schuldhaft verursachen.

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften
§ 7 

Anmeldung einer Bestattung
(1)  Eine Bestattung ist unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen 

Unterlagen und der von der Friedhofsverwaltung dafür vorgehaltenen 
Formulare rechtzeitig bei der mit der Verwaltung des Friedhofes be-
auftragten Person bzw. Verwaltungsstelle anzumelden. Dabei ist mit-
zuteilen, wer die Bestattung leiten und wer sonst bei der Bestattung 
(einschließlich Trauerfeier) gestaltend mitwirken wird. Ebenso ist 
mitzuteilen, wenn besondere oder unübliche Abläufe der Bestattung 
oder Trauerfeier vorgesehen sind. Dies gilt insbesondere für Bestat-
tungen nach anderen als christlichen Ritualen und Abläufen.

(2)  Die Friedhofsverwaltung kann die Person, die die Bestattung leiten 
oder bei der Bestattung gestaltend mitwirken soll, ausschließen, wenn 
sie verletzende Äußerungen gegen den christlichen Glauben oder die 
evangelische Kirche getan hat und eine Wiederholung zu erwarten ist. 
Ebenso kann die Friedhofsverwaltung Handlungen und Rituale bei der 
Bestattung oder Trauerfeier untersagen, wenn sie gegen den christ-
lichen Glauben oder die evangelische Kirche oder in anderer Weise 
gegen die Menschenwürde oder die Würde des Friedhofes verstoßen.

(3)  Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, an der bereits ein Nut-
zungsrecht verliehen ist, ist das Nutzungsrecht nachzuweisen.

(4)  Die Friedhofsverwaltung setzt im Einvernehmen mit der antragstel-
lenden Person Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Wünsche der An-
gehörigen sollen dabei nach Möglichkeit berücksichtigt werden.

§ 8 
Beschaffenheit von Särgen und Urnen

(1)  Erdbestattungen sind nur in geschlossenen, feuchtigkeitshemmenden 
Särgen zulässig. Von der Sargpflicht nach Satz 1 kann die untere Ge-
sundheitsbehörde Ausnahmen zulassen, wenn in der zu bestattenden 
Person ein wichtiger Grund vorliegt und ein öffentlicher Belang nicht 
entgegensteht. 

(2)  Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden, der geeignet 
ist, nachhaltig die physikalische, chemische oder biologische Be-
schaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu verändern oder der 
die Verwesung der Leiche nicht innerhalb der festgesetzten Ruhezeit 
ermöglicht. 

(3)  Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 
0,65 m breit sein. Für größere Särge ist die Zustimmung der Fried-
hofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen.

(4)  Für Sargauskleidung, Leichenhüllen und Leichenbekleidungen gelten 
die Anforderungen des Absatzes 2 entsprechend. 

(5)  Für die Bestattung in zugänglich, ausgemauerten Grüften sind nur 
Metallsärge oder Holzsärge mit Metalleinsatz zugelassen, die luft-
dicht verschlossen sind.

(6)  Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen verwendet 
werden, die aus Kunststoffen oder sonstigen nicht verrottbaren Werk-
stoffen hergestellt oder die geeignet sind, nachhaltig die physikali-
sche, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des 
Grundwassers zu verändern. 

§ 9
Ruhezeiten 

(1) Die Ruhezeit für Leichen beträgt 
 a) bei Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 20 Jahre 
 b) bei Verstorbenen ab dem 6. Lebensjahr 25 Jahre 
(2) Die Ruhezeit für Aschen beträgt  20 Jahre

§ 10
Umbettungen und Ausgrabungen

(1)  Umbettungen dürfen zur Wahrung der Totenruhe grundsätzlich nicht 
vorgenommen werden.

(2)  Leichen und Aschenreste in Urnen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit nur 
mit Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde ausgegraben oder 
umgebettet werden.

(3)  Die berechtigte Person hat  sich gegenüber der Friedhofsverwaltung 
schriftlich zu verpflichten, alle Kosten zu übernehmen, die bei der 
Umbettung durch Beschädigung und Wiederinstandsetzung gärtneri-
scher oder baulicher Anlagen an Nachbargrabstätten oder Friedhofs-
anlagen entstehen.

(4)  Alle Umbettungen sind bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. Die 
Friedhofsverwaltung bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. Die Ar-
beiten dürfen nur in Anwesenheit und unter Aufsicht einer dafür von 
der Friedhofsverwaltung benannten Person vorgenommen werden, 
die auch hinsichtlich der Grablage, Einhaltung von Sicherheitsbestim-
mungen, Lagerung des Grabaushubs und sonstiger weiterer Friedhofs-
vorschriften weisungsbefugt ist. Bei der nachfolgenden Wiederbeiset-
zung ist die Anwesenheit der Angehörigen zulässig.

(5)  Es liegt in der Entscheidung der Friedhofsverwaltung, ob Mitarbei-
ter des Friedhofes für die Durchführung der Ausgrabungsarbeiten zur 
Verfügung stehen. Ansonsten hat die die Umbettung veranlassende 
Person selbst und auf eigene Kosten für eine Ausgrabung durch einen 
fachlich geeigneten Dienstleistungserbringer zu sorgen. Die Bereit-
stellung von Arbeitsgeräten ist mit der Friedhofsverwaltung abzustim-
men.

(6)  Die Grabstätte ist nach Abschluss der Arbeiten wieder ordnungsge-
mäß zu verfüllen und sämtliche an der Grabstätte oder an Friedhof-
seinrichtungen entstandenen Beeinträchtigungen zu beseitigen. Grab-
male, andere Anlagen ihr Zubehör und Pflanzen können umgesetzt 
werden, wenn Gestaltungsbestimmungen des Friedhofes bzw. neuen 
Grabfeldes nicht entgegenstehen. 

(7)  Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Umbet-
tung nicht unterbrochen oder gehemmt.

(8)  Mit Umbettung in ein Grab einer anderen Grabart auf dem Friedhof 
wird das Recht an der bisherigen Grabstätte entschädigungslos an die 
Friedhofsverwaltung zurück gegeben. Das Recht an der zukünftigen 
Grabstätte ist für die noch verbleibende Ruhezeit zu erwerben. Eine 
Erstattung oder Verrechnung von bereits gezahlten Gebühren erfolgt 
nicht.

IV. Grabstätten
§ 11

Allgemeines
(1)  Folgende Arten von Grabstätten stehen auf dem Friedhof zur Verfü-

gung:
 a) Wahlgrabstätten für Särge und Urnen (§ 13),
 b) Rasengrabstätten für Särge und Urnen (§ 14),
 c) Baumgrabstätten für Urnen (§ 15),
 d) Grabstätten in der Gemeinschaftsgrabanlage für Urnen (§ 15a).
(2)  Die Grabstätten bleiben im Eigentum des Friedhofsträgers. An ih-

nen werden nur öffentlich-rechtliche Nutzungsrechte nach Maßgabe 
dieser Ordnung in der jeweils geltenden Fassung verliehen. Ein Nut-



– Amtsblatt Landkreis Wittmund / 30. Juni 2022 / Seite 58 –

zungsrecht kann jeweils nur einer einzelnen Person, nicht mehreren 
Personen zugleich zustehen. Nutzungsberechtigte Personen haben 
jede Änderung ihrer Anschrift der Friedhofsverwaltung mitzuteilen.

(3)  Rechte an Reihengrabstätten werden nur im Todesfall vergeben. Ein 
Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb eines Nutzungsrechtes 
an einer Grabstätte in bestimmter Lage sowie auf Unveränderlichkeit 
der Umgebung besteht nicht.

(4)  In einer Grabstelle darf grundsätzlich nur eine Leiche oder Asche 
bestattet werden. Eine verstorbene Mutter und ihr gleichzeitig – bei 
oder kurz nach der Geburt – verstorbenes Kind oder zwei gleichzeitig 
verstorbene Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr dürfen in einer 
Grabstelle bestattet werden.

(5)  In einer bereits belegten Wahlgrabstelle für Erdbestattungen dürfen 
zusätzlich zwei Aschen bestattet werden, in einer bereits belegten 
Wahlgrabstelle für Urnen drei zusätzliche Aschen, wenn die bereits 
bestattete Person der Ehegatte oder die Ehegattin oder der Lebenspart-
ner oder die Lebenspartnerin nach dem Gesetz über die eingetragene 
Lebenspartnerschaft oder ein naher Verwandter war.

(6)  Bei neu anzulegenden Grabstätten sollen die Grabstellen je nach Lage 
etwa folgende Größe haben:

 a) für Särge von Erwachsenen: Länge: 2,50 m Breite: 1,20 m,
 b) für Särge von Kindern: Länge: 1,25 m Breite: 1,20 m,
 b) für Urnen: Länge: 1,25 m Breite: 1,20 m,
 c)  für Urnen in  

einer Baumgrabstätte: Länge: 0,50 m Breite: 1,00 m,
 d)  für Urnen in der  

Gemeinschaftsgrabanlage: Länge: 0,50 m Breite: 0,50 m.
  Für die bisherigen Grabstätten gelten die übernommenen Maße. Im 

Einzelnen ist der Gestaltungsplan für den Friedhof maßgebend.
(7)  Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Oberkante Sarg bis Er-

doberfläche (ohne Grabhügel) 0,90 m, von der Oberkante Urne bis 
Erdoberfläche 0,50 m. Die Gräber für Erdbestattungen müssen vonei-
nander durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein.

(8)  Ein Grab darf nur von Personen ausgehoben und zugefüllt werden, 
die dafür von der Friedhofsverwaltung bestimmt oder zugelassen sind.

(9)  Die nutzungsberechtigte Person muss Grabzubehör (Grabmal, Einfas-
sung, Lampen, Vasen, Großgehölze usw.), soweit erforderlich, vor der 
Bestattung auf ihre Kosten entfernen. Über das Erfordernis entschei-
det die Friedhofsverwaltung.

(10)  Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung aus Absatz 
9 nicht nach und muss beim Ausgeheben des Grabes das Grabzubehör 
von dem Friedhofsträger entfernt werden, sind die dadurch entstehen-
den Kosten von der nutzungsberechtigten Person dem Friedhofsträger 
zu erstatten. Ein Anspruch auf Wiederverwendung herausgenomme-
ner Pflanzen besteht nicht.

§ 12
– entfällt –

§ 13
Wahlgrabstätten

(1)  Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen oder Bestattun-
gen von Aschen, die mit einer oder mehreren Grabstellen vergeben 
werden. Die Dauer des Nutzungsrechtes beträgt für:

 a) Sarggrabstätten:    25 Jahre,
 b) Kindergrabstätten:   20 Jahre,
 c) Urnengrabstätten:   20 Jahre,
  jeweils vom Tage der Verleihung an gerechnet. Über das Nutzungs-

recht wird eine Urkunde ausgestellt.
(2)  Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Fälle nach § 3 Absatz 2 

auf Antrag für die gesamte Wahlgrabstätte um Zeiträume von jeweils 
mindestens 5 Jahre verlängert werden, höchstens jedoch um die Zeit 
eines neuen Nutzungsrechtes gem. Absatz 1. Die Friedhofsverwal-
tung ist nicht verpflichtet, zur rechtzeitigen Stellung eines Verlänge-
rungsantrages aufzufordern. Bei einer Bestattung verlängert sich das 
Nutzungsrecht für die gesamte Wahlgrabstätte bis zum Ablauf der 
Ruhezeit. Die Gebühren für die Verlängerung richten sich nach der 
jeweiligen Gebührenordnung.

(3)  In einer Wahlgrabstätte dürfen die nutzungsberechtigte Person und 
folgende Angehörige bestattet werden:

 a) Ehegatte,
 b)  Lebenspartner oder Lebenspartnerin nach dem Gesetz über die ein-

getragene Lebenspartnerschaft,
 c) Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten,

 d)  Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter,
 e) Eltern,
 f) Geschwister,
 g) Stiefgeschwister,
 h) die nicht unter Buchstaben a) bis g) fallenden Erben.
  Grundsätzlich entscheidet die nutzungsberechtigte Person, wer von 

den bestattungsberechtigten Personen bestattet wird. Kann nach dem 
Tode einer bestattungsberechtigten Person die Entscheidung der nut-
zungsberechtigten Person der Friedhofsverwaltung nicht rechtzeitig 
vor der Bestattung mitgeteilt werden, so ist die Friedhofsverwaltung 
nach pflichtgemäßer Prüfung berechtigt, die Bestattung zuzulassen. 
Die Bestattung anderer, auch nichtverwandter Personen bedarf eines 
Antrags der nutzungsberechtigten Person und der Genehmigung der 
Friedhofsverwaltung.

(4)  Die nutzungsberechtigte Person kann zu ihren Lebzeiten ihr Nut-
zungsrecht auf eine der in Absatz 3 Buchstaben a) bis h) genannten 
Personen übertragen; zur Rechtswirksamkeit der Übertragung sind 
schriftliche Erklärungen der bisherigen und der neuen nutzungsbe-
rechtigten Person sowie die schriftliche Genehmigung der Friedhofs-
verwaltung erforderlich.

(5)  Die nutzungsberechtigte Person soll der Friedhofsverwaltung schrift-
lich mitteilen, auf welchen ihrer bestattungsberechtigten Angehörigen 
das Nutzungsrecht nach ihrem Tode übergehen soll. Eine schriftliche 
Einverständniserklärung der Rechtsnachfolgerin oder des Rechtsnach-
folgers ist beizubringen. Hat die nutzungsberechtigte Person nicht be-
stimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode übergehen soll, 
so geht das Nutzungsrecht an die nach Absatz 3 bestattungsberechtig-
ten Angehörigen in der dort genannten Reihenfolge über. Dabei steht 
das Nutzungsrecht innerhalb der einzelnen Gruppen der jeweils ältes-
ten Person zu. Der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin hat 
der Friedhofsverwaltung auf deren Verlangen nachzuweisen, dass er 
neuer Nutzungsberechtigter oder sie neue Nutzungsberechtigte ist. Ist 
der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin nicht daran inter-
essiert, das Nutzungsrecht zu behalten, so kann er oder sie das Nut-
zungsrecht auf eine andere der in Absatz 3 genannten Personen oder, 
wenn eine solche nicht vorhanden ist, auf eine Person übertragen, die 
aufgrund ihres oder seines Nutzungsrechtes bestattungsberechtigt 
nach Absatz 3 geworden ist. Für die Übertragung gilt  Absatz 4.

§ 14
Rasengrabstätten

(1)  Rasengrabstätten sind pflegefreie Grabstätten für Erd- oder Urnenbe-
stattungen, die mit einer oder mehreren Grabstellen vergeben werden.

(2)  Ein Gestaltungs- und Pflegerecht der Angehörigen besteht nicht, 
Herrichtung, Instandhaltung und Pflege der Grabstätten obliegt dem 
Friedhofsträger.

(3)  Die Rasengrabstätten sind je Grabstelle mit einer bündig in den Ra-
sen eingelassenen liegenden Grabplatte zu versehen. Die Beschaffung 
der Grabplatten erfolgt durch den Nutzungsberechtigten auf eigene 
Rechnung. Es dürfen ausschließlich Grabplatten mit folgenden Ma-
ßen verwendet werden:

Länge: 0,50 m               Breite: 0,50 m.
  Die Platten müssen eine Mindeststärke von 5-6 cm aufweisen. Die 

Beschriftung ist einzugravieren, erhabene Buchstaben sowie das Aus-
legen mit Gold- oder Silberschrift sind nicht zulässig.

(4)  Auf der Grabfläche sind Anpflanzungen, das Aufstellen von Schalen 
o.ä., stehender Blumenschmuck oder andere individuelle Grabgestal-
tung nicht zulässig. Das Ablegen von Grabschmuck auf einer Rasen-
grabstätte ist während der Vegetationszeit (März bis Oktober) nicht 
zulässig. Bei Zuwiderhandlungen kann er von den Friedhofsmitar-
beitern jederzeit entfernt werden. Die Friedhofsverwaltung ist dabei 
zur Aufbewahrung abgeräumter Gegenstände (z.B. Pflanzschalen und 
dergl.) nicht verpflichtet.

(5)  Die nachträgliche Umwandlung von Grabstätten gemäß § 13 in ent-
sprechende Rasengrabstätten ist grundsätzlich möglich, erfordert aber 
die Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Das Abräumen und Eineb-
nen der Grabstätte obliegt in diesem Fall dem Nutzungsberechtigten; 
er kann bei Kostenübernahme die Friedhofsverwaltung damit beauf-
tragen.

(6)  Bei gemäß Absatz 5 umgewandelten Grabstätten kann ein vorhan-
denes Denkmal bestehen bleiben, sofern es den Anforderungen an 
die Standsicherheit genügt. Bei Entfernen eines solchen Denkmals 
ist eine Grabplatte nach Absatz 3 anzubringen. Geschieht dies nicht 
innerhalb von drei Monaten nach Einebnung der Grabstätte, kann die 
Friedhofsverwaltung auf Kosten des Nutzungsberechtigten eine ent-
sprechende Grabplatte anbringen lassen.
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(7)  Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gel-
ten die Regelungen des § 13 entsprechend.

§ 15
Baumgrabstätten für Urnen

(1)  Baumgrabstätten für Urnen sind Grabstätten, die um einen Baum he-
rum angeordnet sind, und an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für 
die Dauer der Ruhezeit verliehen wird. 

(2)  Nutzungsrechte können bereits zu Lebzeiten erworben werden. Die 
Vergabe der Grabstätten erfolgt durch die Friedhofsverwaltung. Auf 
jeder Grabstelle können zwei Urnen beigesetzt werden.

(3)  Ein Gestaltungs- und Pflegerecht der Angehörigen besteht nicht. Her-
richtung, Instandhaltung und Pflege der Grabstätte obliegen der Fried-
hofsverwaltung. Eine Ablage von Blumenschmuck auf der Grabstätte 
im dafür vorgesehenen Bereich ist zulässig. Der Friedhofsträger ist 
zur Aufbewahrung widerrechtlich abgelegter und von ihm abgeräum-
ter Gegenstände (z.B. Pflanzschalen) nicht verpflichtet.

(4)  Die namentliche Kennzeichnung der Grabstätte ist erwünscht. Zuläs-
sig sind ausschließlich liegende Grabmale aus Naturmaterialien mit 
maximal folgenden Maßen: 30 cm lang und 40 cm breit.

(5)  Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gel-
ten die Regelungen des § 13 entsprechend.

§ 15a
Gemeinschaftsgrabanlage für Urnen

(1)  Die Gemeinschaftsgrabanlage für Urnen ist ein Gräberfeld mit nicht 
einzeln gekennzeichneten Grabstellen unterschiedlicher Nutzungsbe-
rechtigter.

(2)  Grabstätten in der Gemeinschaftsgrabanlage werden der Reihe nach 
belegt und erst im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zur Beiset-
zung von bis zu zwei Urnen vergeben. Es besteht kein Anspruch auf 
Zuteilung einer Grabstätte in bestimmter Lage. Eine Reservierung be-
stimmter Grabstätten ist nicht möglich.

(3)  Die Namen der in der Gemeinschaftsgrabanlage Bestatteten werden 
auf den dafür vom Friedhofsträger vorgesehenen Stelen auf der Grab-
anlage genannt. Die Eintragungen werden vom Friedhofsträger zwei-
mal jährlich (in gesammelter Form) spätestens jedoch zum Ende des 
Kirchenjahres, veranlasst.

(4)  Die Bepflanzung und Pflege der Anlage obliegt ausschließlich dem 
Friedhofsträger. Ein Ausschmücken, Einfassen oder Kennzeichnen 
einzelner Grabstellen ist nicht gestattet. Für das Ablegen von Grab-
schmuck ist die dafür vorgesehene gemeinsame Stelle zu benutzen. 
Ausgenommen hiervon ist der am Tag der Beisetzung abgelegte Grab-
schmuck. Er darf für die Dauer von maximal zwei Wochen auf der 
Grabfläche verbleiben und ist spätestens dann von der nutzungsbe-
rechtigten Person zu entfernen. Der Friedhofsträger ist zur Aufbewah-
rung widerrechtlich abgelegter und von ihm abgeräumter Gegenstän-
de (z.B. Pflanzschalen) nicht verpflichtet.

(5)  Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gel-
ten die Regelungen des § 13 entsprechend.

§ 16
Rückgabe von Grabstätten

(1)  Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teil-
belegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit zurückge-
geben werden. Die Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte zuläs-
sig. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

(2)  Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten besteht kein Anspruch auf 
Gebührenerstattung.

(3)  Die Friedhofsverwaltung kann mit den Nutzungsberechtigten übergro-
ßer Grabstätten (Grabstätten mit mehr als vier Grabstellen) besondere 
schriftliche Vereinbarungen über die künftige Nutzung abschließen. 
Ein Anspruch auf Abschluss von derartigen Vereinbarungen besteht 
nicht.

§ 17
Bestattungsverzeichnis

Die Friedhofsverwaltung führt über die Bestattungen ein Verzeichnis, 
aus dem sich nachvollziehen lässt, wer an welcher Stelle bestattet ist und 
wann die Ruhezeit abläuft.

V. Gestaltung von Grabstätten und Grabmalen
§ 18

Gestaltungsgrundsatz
Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, 
dass der Friedhofszweck und die Würde des Friedhofs in seinen einzelnen 
Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird. Alle Grabstätten müs-

sen im Rahmen dieser Vorschrift hergerichtet und dauernd verkehrssicher 
instandgehalten werden.

§ 19
Gestaltung und Standsicherheit  

von Grabmalen und anderen Anlagen
(1)  Die Aufgabe eines Grabmales soll es sein, das Grab nicht nur zu be-

zeichnen, sondern vielmehr das Andenken an die Verstorbenen zu er-
halten.

(2)  Grabmale und andere Anlagen dürfen nicht so gestaltet werden, dass 
sie eine Verunstaltung des Friedhofes bewirken oder Friedhofsbesu-
cher in ihrer Andacht stören können. Die Gestaltung darf sich ferner 
nicht gegen den christlichen Glauben, die Menschenwürde oder die 
Würde eines Friedhofes richten. Im Übrigen gilt § 18 entsprechend. 
Werkstattbezeichnungen dürfen nur unten an der Seite oder Rückseite 
eines Grabmals in unauffälliger Weise angebracht werden.

(3)  Bei der Größe der Grabmale ist auf die Größe der Grabstätte Rück-
sicht zu nehmen. Das Grabmal soll sich harmonisch in das Gesamtbild 
des betroffenen Friedhofsbereiches eingliedern. Grabmale aus ande-
ren Materialien als Naturstein (z.B. aus Zementmasse, Glas, Porzel-
lan, Emaille, Blech, usw.) sind nicht gestattet. Grabmale, Stelen und 
Kreuze aus Holz sind zugelassen, sofern sie nur mit Holzimprägnie-
rung behandelt werden. Schmiedeeiserne Kreuze sind zulässig, dürfen 
aber nur in Grautönen bzw. schwarz gestrichen werden.

(4)  Grabmale und andere Anlagen sind dauernd in würdigem und ver-
kehrssicherem Zustand zu halten. Hierfür sind die nutzungsberechtig-
ten Personen verantwortlich.

(5)  Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, anderen Anlagen oder 
Teilen davon gefährdet, ist die für die Unterhaltung verantwortlichen 
nutzungsberechtigten Personen verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu 
schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann der Friedhofsträger auf Kosten 
der nutzungsberechtigten Personen geeignete Sicherungsmaßnahmen 
treffen (z.B. Absperrungen, Umlegen von Grabmalen). Wird der ord-
nungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofs-
verwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist 
beseitigt, ist der Friedhofsträger berechtigt, die Grabmale, andere An-
lagen oder Teile davon auf Kosten der nutzungsberechtigten Personen 
zu entfernen. Sind nutzungsberechtigte Personen nicht bekannt oder 
ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforde-
rung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf den 
Grabstätten, das für die Dauer von einem Monat aufgestellt wird.

§ 19a
Verwendung von Natursteinen

(1)  Es sollen nur Grabmale einschließlich anderer Anlagen aus Naturstei-
nen auf dem Friedhof verwendet werden, wenn

 1.  glaubhaft gemacht wird, dass sie in einem Staat oder Gebiet ge-
wonnen oder hergestellt wurden, in dem das Übereinkommen über 
das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl. 
2001 II S. 1291, Bekanntmachung vom 28. Juni 2002, BGBl. II S. 
2352) eingehalten wird, oder

 2. ein Nachweis nach Absatz 3 vorliegt.
(2)  Derzeit erfüllen folgende Staaten diese Voraussetzungen: Australien, 

Belgien, Bosnien-Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Dänemark, Est-
land, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, 
Israel, Italien, Japan, Kanada, Kosovo, Kroatien, Lettland, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mazedonien, Niederlande, Nor-
wegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Russland, Schweden, 
Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Türkei, Tschechien, Ukrai-
ne, Ungarn, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten von Amerika, 
Zypern.

  Um zu verhindern, dass Natursteine verwendet werden, die aus einem 
Drittland in einen der in Satz 1 genannten Staaten oder das Gebiet 
importiert worden sind, in dem das in Absatz 1 Nr. 1 genannte Über-
einkommen nicht eingehalten wird, ist eine dahingehende Erklärung 
abzugeben.

(3)  Als Nachweis nach Absatz 1 Nummer 2 gilt ein Zertifikat einer der 
nachfolgenden Organisationen:

 1. Fair Stone 
 2. IGEP 
 3. Werkgroep Duurzame Natursteen – WGDN 
 4. Xertifix
  Eine gleichwertige Erklärung einer geeigneten Stelle oder Vereini-

gung im Sinne des § 13 a Abs. 3 Satz 4 des Gesetzes über das Lei-
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chen-, Bestattungs- und Friedhofswesen (BestattG) setzt voraus, dass 
die erklärende Stelle 

 1.  über einschlägige Erfahrungen und Kenntnisse auf dem Gebiet des 
Übereinkommens über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen 
zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. 
Juni 1999 (BGBl. 2001 II S. 1291, Bekanntmachung vom 28. Juni 
2002, BGBl. II S. 2352) verfügt, 

 2.  weder unmittelbar noch mittelbar an der Herstellung oder am Han-
del mit Steinen beteiligt ist, 

 3.  ihre Tätigkeit im Zusammenhang mit der Abgabe der gleichwerti-
gen Erklärung dokumentiert und die Dokumentation auf Anforde-
rung des Friedhofsträgers zur Einsichtnahme bereitstellt,

 4.  erklärt, dass sie sich über das Fehlen schlimmster Formen von Kin-
derarbeit durch unangekündigte Kontrollen im Herstellungsstaat 
vergewissert hat.

(4)  Für die abzugebende Erklärung kann das durch die Friedhofsverwal-
tung bereitgestellte und auf der Internetseite des Ev.-luth. Kirchen-
amtes in Aurich (www.kirchenamt-aurich.de) hinterlegte Muster 
„Erklärung über die Vorlage von Nachweisen nach § 13 a BestattG“ 
verwendet werden.

VI. Anlage und Pflege der Grabstätten
§ 20

Allgemeines
(1)  Grabstätten müssen innerhalb von sechs Monaten nach deren Bele-

gung hergerichtet sein. Werden Nutzungsrechte ohne sofortige Bele-
gung im Voraus erworben oder überschreitet das Nutzungsrecht den 
Ablauf aller Ruhezeiten, ist die Herrichtung nicht zwingend erfor-
derlich. Der Friedhofsträger kann für die Pflege solcher Grabstätten 
jedoch besondere Gebührenregelungen treffen.

(2)  Zur gärtnerischen Anlage und Pflege sind die jeweiligen nutzungsbe-
rechtigten Personen verpflichtet. Die Verpflichtung zur Pflege besteht 
bis zum Ablauf des Nutzungsrechtes.

(3)  Grabstätten sind ebenerdig anzulegen, allenfalls geringfügig höher als 
das Niveau der angrenzenden oder nächsten Wege. Auf Dauer ange-
legte Grabhügel sind nicht zulässig. Die zulässige Grabstättengröße 
darf nicht überschritten werden. Die Grabstätten dürfen nur mit Ge-
wächsen bepflanzt werden, durch die benachbarte Grabstätten und öf-
fentliche Anlagen nicht beeinträchtigt werden. Die Bepflanzung darf 
seitlich nicht über die Grabstättengröße hinauswachsen. Das Pflanzen 
vom Bäumen ist nicht gestattet. Sträucher dürfen nur angepflanzt wer-
den, wenn sie ihrer Art nach eine Höhe von 2,00 m nicht überschreiten 
werden. Ansonsten sind sie auf diese Höhe zurückzuschneiden oder 
zu entfernen.

(4)  Die Friedhofsverwaltung ist befugt, stark wuchernde, absterbende 
oder  Bestattungen behindernde Hecken und Sträucher zu beschnei-
den oder zu beseitigen. Verwelkte Blumen, Kränze usw. sind von den 
Grabstätten zu entfernen und an den dafür vorgesehenen Plätzen ab-
zulegen.

(5)  Die Grabstätten sind einzufassen. Grabeinfassungen können aus na-
türlichen Pflanzen oder festem Material bestehen, sofern bei bestimm-
ten Grabarten oder Friedhofsbereichen nichts anderes geregelt ist. 
Natürliche Pflanzen sind durch Beschneiden innerhalb der Grabab-
messungen und möglichst niedrig zu halten. Feste Grabeinfassungen 
sind nur aus Naturstein zugelassen. Sie sollen in Material und Gestal-
tung eine harmonische Einheit mit einem eventuellen Grabmal bilden. 

(6)  Grababdeckung mit festen Materialien sollen aus Naturstein beste-
hen. Bei Sarggrabstätten ist eine Abdeckung der Grabstätte bis zu 
3/4 der Gesamtfläche der Grabstätte zugelassen. Bei der Belegung 
einer Grabstätte mit Kies oder Splitt anstelle einer Bepflanzung darf 
kein luft- und wasserundurchlässiger Unterbau angelegt werden. Die 
Friedhofsverwaltung kann widerrechtlich aufgebrachte Abdeckungen 
auf Kosten der Nutzungsberechtigten entfernen lassen.

(7)  Die Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außer-
halb der Grabstätten obliegt allein der Friedhofsverwaltung.

(8)  Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, zur Verhütung von Schäden, 
die durch fremde Personen oder Tiere hervorgerufen werden, Vorkeh-
rungen zu treffen.

§ 21
Grabpflege, Grabschmuck

(1)  Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wildkrautbekämpfungs-
mitteln sowie von biologisch nicht abbaubaren Reinigungsmitteln zur 
Grabpflege und Reinigung von Grabmalen und anderen Anlagen ist 
nicht gestattet.

(2)  Kunststoffe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, ins-
besondere in Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, in Grab-
schmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenanzucht-
behältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht verwendet werden 
(ausgenommen sind Grabvasen, Grablichter und Markierungszeichen) 
und dürfen, ebenso wie Verpackungsmaterial und Transportbehälter 
aus diesen Stoffen, nicht in die Friedhofsabfälle gelangen, sondern 
sind mitzunehmen, soweit keine entsprechende Entsorgungsmöglich-
keit angeboten wird.

(3)  Die Verwendung von Blechdosen, Gläsern, Flaschen o. ä. für die Auf-
nahme von Schnittblumen ist nicht gestattet.

§ 22
Vernachlässigung

(1)  Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsmäßig hergerichtet oder gepflegt, 
hat die nutzungsberechtigte Person nach schriftlicher Aufforderung 
der Friedhofsverwaltung die Grabstätte innerhalb einer angemessenen 
Frist in Ordnung zu bringen. Kommt sie der Verpflichtung nicht nach, 
kann die Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf Kosten der nutzungs-
berechtigten Person in Ordnung bringen oder bringen lassen.  Ist die 
nutzungsberechtigte Person der Verpflichtung aus Satz 1 nicht nachge-
kommen, kann die Friedhofsverwaltung auch das Nutzungsrecht ohne 
Entschädigung entziehen, soweit sie die nutzungsberechtigte Person 
schriftlich unter Fristsetzung hierauf hingewiesen hat. In dem Entzie-
hungsbescheid wird die nutzungsberechtigte Person aufgefordert, das 
Grabmal und die anderen Anlagen innerhalb von drei Monaten nach 
Unanfechtbarkeit des Bescheides zu entfernen.

(2)  Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne be-
sonderen Aufwand zu ermitteln, wird durch eine öffentliche Bekannt-
machung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege hinge-
wiesen. Außerdem wird die unbekannte nutzungsberechtigte Person 
durch ein Hinweisschild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit der 
Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen. Bleibt die Aufforde-
rung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, kann die Friedhofs-
verwaltung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person

 a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und
 b) Grabmale und  andere Anlagen beseitigen lassen.
(3)  Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 entspre-

chend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder ist die nutzungsbe-
rechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand 
zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den Grabschmuck auf 
Kosten der nutzungsberechtigten Person entfernen oder entfernen las-
sen.

VII. Grabmale und  andere Anlagen
§ 23

Errichtung und Änderung von Grabmalen
(1)  Die Errichtung und jede Änderung von Grabmalen und anderen Anla-

gen sind der Friedhofsverwaltung anzuzeigen mit der Erklärung, dass 
das Vorhaben der gültigen Friedhofsordnung und den Vorgaben des 
technischen Regelwerks entspricht. 

(2)  Der Anzeige ist der Grabmalentwurf in einem geeigneten Maßstab 
beizufügen. In den Anzeigeunterlagen sollen alle wesentlichen Teile 
erkennbar, die Darstellung der Befestigungsmittel mit Bemaßung und 
Materialangaben sowie die Gründungstechnik mit Maßangaben und 
Materialbenennung in den Anzeigeunterlagen eingetragen sein.

(3)  Mit dem Vorhaben darf drei Monate nach Vorlage der vollständigen 
Anzeige begonnen werden, wenn seitens der Friedhofsverwaltung in 
dieser Zeit keine Bedenken wegen eines Verstoßes gegen die Fried-
hofsordnung oder das technische Regelwerk geltend gemacht werden. 
Vor Ablauf von drei Monaten darf begonnen werden, wenn die Fried-
hofsverwaltung schriftlich die Übereinstimmung mit der geltenden 
Friedhofsordnung und die Vollständigkeit der Anzeige der sicherheits-
relevanten Daten bestätigt.

(4)  Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal oder die sons-
tige bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach Einreichen der 
Anzeige errichtet oder geändert worden ist.

(5)  Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen müssen verkehrssi-
cher sein. Sie sind entsprechend ihrer Größe nach den allgemeinen 
Regeln der Baukunst zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie 
dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber 
nicht umstürzen. Maßgebendes Regelwerk zur Auslegung der Regeln 
der Baukunst ist ausschließlich die aktuelle Fassung der „Technischen 
Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal) der 
Deutschen Naturstein-Akademie e.V. (DENAK)“. Die TA Grabmal 
gilt für die Planung, Erstellung, Ausführung, die Abnahmeprüfung 
und jährliche Prüfung der Grabmalanlagen.
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(6)  Für alle neu errichteten, versetzten und reparierten Grabmale hat der 
Steinmetz oder sonstige Dienstleistungserbringer (mit gleichwertiger 
Qualifikation in Befestigungstechnik, Planung, Berechnung und Aus-
führung von Gründungen) eine Abnahmeprüfung nach Abschnitt 4 der 
TA Grabmal vorzunehmen. Die gleichwertige Qualifikation i.S.v. Satz 
1 ist zweifelsfrei nachzuweisen. Der Prüfablauf ist nachvollziehbar zu 
dokumentieren.

(7)  Die nutzungsberechtigte Person oder eine von ihr bevollmächtigte 
Person hat der Friedhofsverwaltung spätestens sechs Wochen nach 
Fertigstellung der Grabmalanlage die Dokumentation der Abnahme-
prüfung  und die Abnahmebescheinigung entsprechend den Anforde-
rungen der TA Grabmal vorzulegen.

(8)  Fachlich geeignet i.S.v. § 6 Absatz 2 sind Dienstleistungserbringer, die 
aufgrund ihrer Ausbildung in der Lage sind, unter Beachtung der ört-
lichen Gegebenheiten des Friedhofes die angemessene Gründungsart 
zu wählen und nach der TA Grabmal die erforderlichen Fundamen-
tabmessungen zu berechnen. Die Dienstleistungserbringer müssen in 
der Lage sein, für die Befestigung der Grabmalteile das richtige Be-
festigungsmittel auszuwählen, zu dimensionieren und zu montieren. 
Ferner müssen sie die Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen 
können und fähig sein, mit Hilfe von Messgeräten die Standsicherheit 
zu kontrollieren und zu dokumentieren.

(9)  Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten Grab-
mals und anderer Anlagen nicht den Anzeigeunterlagen und den 
Vorgaben der Friedhofsordnung, setzt die Friedhofsverwaltung der 
nutzungsberechtigten Person eine angemessene Frist zur Beseitigung 
oder Abänderung des Grabmals und anderer Anlagen. Nach ergebnis-
losem Ablauf der Frist kann die Friedhofsverwaltung die Abänderung 
oder Beseitigung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person veran-
lassen. Bei nicht ordnungsmäßiger Gründung und Befestigung des 
Grabmals und anderer Anlagen gilt § 19 Absatz 5.

§ 24
Mausoleen und gemauerte Grüfte

(1)  Soweit auf den Friedhöfen Mausoleen oder gemauerte Grüfte beste-
hen, können sie im Rahmen der bestehenden Nutzungsrechte genutzt 
werden. Neubauten sind nicht möglich. Im Übrigen gelten § 19 Absät-
ze 4 und 5 entsprechend. 

(2)  Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vorhandenen Mausoleen 
oder gemauerten Grüften ist nur möglich, wenn sich die nutzungs-
berechtigten Personen in schriftlichen Verträgen gegenüber der 
Friedhofsverwaltung verpflichten, alle mit der Instandsetzung und 
Unterhaltung der Mausoleen und Grüfte verbundenen Kosten und 
die Verkehrssicherungspflicht zu übernehmen. Nach Beendigung des 
Nutzungsrechts sind die Mausoleen oder gemauerten Grüfte von den 
nutzungsberechtigten Personen vollständig zu entfernen.

§ 25
Entfernung

(1)  Grabmale und  andere Anlagen dürfen vor Ablauf des Nutzungsrechts 
nur mit vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt 
werden.

(2)  Nach Ablauf des Nutzungsrechts sind die Grabmale und die sonstigen 
Anlagen durch die nutzungsberechtigten Personen zu entfernen, so-
fern sie nicht unter § 26 fallen. Sind die nutzungsberechtigten Perso-
nen nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, 
genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein 
Hinweisschild auf der Grabstätte für drei Monate. Werden die Grab-
male und sonstigen Anlagen nicht innerhalb von drei Monaten nach 
Ablauf des Nutzungsrechts entfernt, fallen sie entschädigungslos in 
die Verfügungsgewalt des Friedhofsträgers. Für beseitigte Anlagen 
wird kein Ersatz geleistet. Die Kirchengemeinde ist zur Aufbewah-
rung abgeräumter Grabmale und sonstiger Anlagen nicht verpflichtet.

(3)  Sofern die Grabstätten vom Friedhofsträger abgeräumt werden, sind 
die dadurch entstehenden Kosten von den nutzungsberechtigten Per-
sonen dem Friedhofsträger zu erstatten. 

§ 26
Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale

Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale werden nach Möglich-
keit von der Friedhofsverwaltung erhalten.

VIII. Leichenräume und Trauerfeiern
§ 27

Leichenhalle
(1)  Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung 

oder deren Überführung an einen anderen Ort. 

(2)  Auf Wunsch der Angehörigen kann ein Sarg, sofern keine Bedenken 
bestehen, in der Leichenhalle von einem Beauftragten der Friedhofs-
verwaltung geöffnet werden. Särge sollen spätestens eine halbe Stun-
de vor Beginn der Trauerfeier geschlossen werden.

(3)  Ein Sarg, in dem eine verstorbene Person liegt, die im Zeitpunkt des 
Todes an einer nach dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen 
Krankheit gelitten oder bei der der Verdacht einer solchen Krankheit 
zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat, wird nach Möglichkeit in 
einem besonderen Raum aufgestellt. Der Sarg darf nur mit schriftli-
cher Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde geöffnet werden.

§ 28 
Benutzung der Friedhofskapelle

(1) Für die Trauerfeier steht die Friedhofskapelle zur Verfügung.
(2) Die Trauerfeier muss der Würde des Ortes entsprechen.
(3)  Die Aufbahrung des Sarges kann versagt werden, wenn die verstor-

bene Person zum Zeitpunkt des Todes an einer nach dem Infektions-
schutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei ihr der Ver-
dacht einer solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden 
hat oder wenn Bedenken wegen des Zustandes der Leiche bestehen.

(4)  Für verstorbene Mitglieder der Ev.-luth. St. Nicolai-Kirchengemein-
de Wittmund steht in Ausnahmefällen für die Trauerfeier anstelle der 
Friedhofskapelle die Kirche zur Verfügung. Die Entscheidung im je-
weiligen Einzelfall obliegt der Friedhofsverwaltung.

IX. Haftung und Gebühren
§ 29

Haftung
(1)  Der Friedhofsträger haftet nicht für Schäden, die durch nichtord-

nungsgemäße Benutzung des Friedhofes, seiner Anlagen und Einrich-
tungen, durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. Im Übrigen 
haftet der Friedhofsträger nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit.

(2)  Nutzungsberechtigte Personen haften für alle Schäden, die durch von 
ihnen oder in ihrem Auftrag errichtete Grabmale und andere Anlagen 
entstehen. 

§ 30
Gebühren

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sind Gebüh-
ren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührenordnung zu entrichten.

X. Schlussvorschriften
§ 31

Inkrafttreten, Außerkrafttreten
(1)  Diese Ordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung zum 

1. des auf die öffentliche Bekanntmachung folgenden Monats in Kraft.
(2)  Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsordnung tritt die Friedhofsordnung 

in der Fassung vom 20.11.2014 außer Kraft.
Wittmund, den 19.05.2022

Der Kirchenvorstand:
 M. Stecher (L. S.) Ulrich Schierz 
 Vorsitzende  Kirchenvorsteher

Bekanntmachung der Friedhofsordnung
Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die nach § 66 Abs. 1 Satz 1 Nummer 5 und 6, Absätze 2 und 5 der 
Kirchengemeindeordnung der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers (KGO) 
erforderliche Genehmigung der Aufsichtsbehörde wurde am 13.06.2022 
erteilt.

Der Kirchenvorstand der 
Ev.-luth. St. Nicolai-Kirchengemeinde Wittmund

Friedhofsgebührenordnung (FGO) 
für den Friedhof der Ev.-luth. St. Nicolai- 
Kirchengemeinde Wittmund in Wittmund

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Fried-
höfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 (Kirchl. 
Amtsbl. 1974 S. 1) und § 30 der Friedhofsordnung hat der Kirchenvor-
stand der Ev.-luth. St. Nicolai-Kirchengemeinde Wittmund für den Fried-
hof in Wittmund am 19.05.2022 folgende Friedhofsgebührenordnung 
beschlossen:
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§ 1
Allgemeines

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie für 
sonstige in § 6 aufgeführte Leistungen der Kirchengemeinde werden Ge-
bühren nach dieser Gebührenordnung erhoben.

§ 2
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist
 1.  wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach 

dieser Ordnung beantragt oder durch ihm zurechenbares Verhalten 
ausgelöst hat,

 2.  wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlän-
gert hat,

 3.  wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch 
schriftliche Erklärung übernommen hat oder wer für die Gebüh-
renschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.

(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist
 1.  wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen Interesse 

sie vorgenommen wird,
 2.  wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch 

schriftliche Erklärung übernommen hat oder wer für die Gebüh-
renschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.
§ 3

Entstehen der Gebührenschuld
(1)  Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits mit 

der Begründung des Nutzungsrechtes für die gesamte Nutzungsdauer 
der Grabstätte oder bereits mit der Verlängerung des Nutzungsrechtes 
für den Zeitraum der gesamten Verlängerung der Grabstätte.

(2)  Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit 
der Inanspruchnahme der jeweiligen gebührenpflichtigen Leistung.

(3)  Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Vor-
nahme der Verwaltungshandlung.

§ 4
Umsatzsteuer

Für die der Umsatzsteuerpflicht unterliegenden Gebührenpositionen wird 
zusätzlich die gesetzliche Umsatzsteuer erhoben und separat im Gebüh-
renbescheid ausgewiesen. Leistungen, die der Umsatzsteuer unterliegen, 
sind entsprechend gekennzeichnet.

§ 5
Festsetzung und Fälligkeit

(1)  Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. 
Die Gebühren sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Ge-
bührenbescheides fällig.

(2)  Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersa-
gen und Leistungen verweigern, sofern ausstehende Gebühren nicht 
entrichtet worden sind oder eine entsprechende Sicherheit nicht ge-
leistet ist.

(3)  Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren ein-
gezogen.

§ 6
Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger Gebühren

(1)  Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrich-
tet, so kann für jeden angefangenen Monat der Säumnis ein Säumnis-
zuschlag von 1 % des abgerundeten rückständigen Gebührenbetrages 
erhoben werden; abzurunden ist auf den nächsten durch 50 Euro teil-
baren Betrag. 

(2)  Für schriftliche Mahnungen ist der dafür anfallende Aufwand durch 
den Gebührenschuldner oder die Gebührenschuldnerin zu erstatten. 

(3)  Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten nach Ab-
satz 2 werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. Die Kos-
ten der Vollstreckung hat der Vollstreckungsschuldner oder die Voll-
streckungsschuldnerin zu tragen.

§ 7
Gebührentarif

I.  Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten:
 1.  Wahlgrabstätten
  a) Sarg, für 25 Jahre - je Grabstelle -: 1.695,00 EUR 
  b) für jedes Jahr der Verlängerung: 67,80 EUR
  c) Kind, für 20 Jahre - je Grabstelle -: 928,00 EUR 
  d) für jedes Jahr der Verlängerung: 46,40 EUR

  e) Urne, für 20 Jahre - je Grabstelle -: 928,00 EUR 
  f) für jedes Jahr der Verlängerung: 46,40 €
 2. Rasenwahlgrabstätten im Rasenfeld
   Die Gebühr beinhaltet die Verleihung des Nutzungsrechtes, die An-

legung der Grabstätte als Grünfläche und deren laufenden Pflege:
  a) Sarg, für 25 Jahre - je Grabstelle -: 2.000,00 EUR 
  b) für jedes Jahr der Verlängerung: 80,00 EUR
  c) Urne, für 20 Jahre - je Grabstelle -: 1.050,00 EUR 
  d) für jedes Jahr der Verlängerung: 52,50 EUR
 3. Baumgrabstätten für Urnen
   Die Gebühr beinhaltet die Kosten für die Verleihung des Nutzungs-

rechtes an einer Grabstätte in der Baumgrabanlage für Urnen in-
klusive deren laufenden Pflege.

  a) für 20 Jahre - je Grabstelle -: 1.490,00 EUR 
  b) für jedes Jahr der Verlängerung: 74,80 EUR
 4. Gemeinschaftsgrabanlage für Urnen
   Die Gebühr beinhaltet die Kosten für die Verleihung des Nut-

zungsrechtes an einer Grabstelle in der Gemeinschaftsgrabanlage 
für Urnen und deren laufenden Pflege, zuzüglich der Kosten der 
Namensinschrift auf dem Gemeinschaftsdenkmal (s. Buchstabe c):

  a) für 20 Jahre - je Grabstelle -: 850,00 EUR
  b) für jedes Jahr der Verlängerung: 38,40 EUR
  c) Namensinschrift (Vor- und Zuname), je Buchstabe: 6,72 EUR*
Hinweise:
1.  Überschreitet bei zusätzlicher Bestattung einer Urne in einer bereits 

belegten Wahl- oder Urnenwahlgrabstätte die neue Ruhezeit die bis-
herige Nutzungszeit, wird zur Anpassung an die neue Ruhezeit neben 
einer Gebühr gemäß Abschnitt II Buchstabe c) eine Verlängerungsge-
bühr nach Abschnitt I Nr. 1 bis 4 für jedes Jahr der Anpassung an die 
neue Ruhezeit erhoben, bei mehrstelligen Grabstätten für jede Stelle.

2.  Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind nur in 
vollen Kalenderjahren möglich.

3.  Die Gebühren für den Erwerb, Wiedererwerb, die Umwandlung und 
die Verlängerung des Nutzungsrechtes wird für die gesamte Nut-
zungszeit im Voraus erhoben.

II.  Gebühren für die Bestattung 
  Für das Ausheben und Verfüllen der Gruft, Auflegen und Abräumen 

der Kränze und der überflüssigen Erde sowie Nutzung der Friedhofs-
kapelle für die Trauerfeier:

 a) für eine Erdbestattung: 655,00 EUR
 b)  für eine Bestattung von Kindern  

bis einschl. 5. Lebensjahr: 315,00 EUR
 c) für eine Urnenbestattung: 315,00 EUR
III.  Gebühren für die Benutzung der Leichenkammer / 

Friedhofskapelle
 a) Nutzung der Leichenkammer, je Nutzung: 80,00 EUR
 b)  Nutzung der Friedhofskapelle, sofern die Bestattung / 

Beisetzung nicht auf dem Friedhof der Ev.-luth.  
Kirchengemeinde Wittmund erfolgt: 246,50 EUR

IV. Friedhofsunterhaltungsgebühren 
  Aus der Friedhofsunterhaltungsgebühr werden die Kosten der laufen-

den Bewirtschaftung und Pflege des Friedhofes und seiner Einrichtun-
gen finanziert (Personal-/Sachkosten, Material für Aus- und Nachbes-
serungen, Reparatur und Nachpflanzungen, Abfallentsorgungskosten 
sowie Verwaltungs- und sonstige Betriebskosten, die nicht bereits 
über die Gebühren für die Nutzungsrechte finanziert werden. 

  Die Friedhofsunterhaltungsgebühr gilt nur für die Gebühren-
schuldner, die bereits vor Inkrafttreten dieser Friedhofsgebüh-
renordnung das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben 
haben. Sie entrichten eine Gebühr in Höhe von:

25,00 EUR je Grabstelle und Jahr
  bis zum Ablauf des Nutzungsrechtes bzw. bis zu einer Verlängerung 

des Nutzungsrechtes weiter. Die Gebühr wird zum 01.01. eines jeden 
Jahres fällig. Die Friedhofsunterhaltungsgebühr kann zu Hebungszeit-
räumen von bis zu drei Jahren zusammengefasst werden.

  Die laufenden Gebühren können für die Restlaufzeit des Nut-
zungsrechtes mit der Zahlung des Gesamtbetrages abgelöst wer-
den.

V. Verwaltungsgebühren:
 1.  Prüfung der Anzeige zur Aufstellung eines stehenden Grabmals ein-

schließlich Standsicherheitsprüfung: 35,00 EUR
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 2.  Prüfung der Anzeige zur Aufstellung 
eines liegenden Grabmals: 10,00 EUR

 3.  Prüfung der Anzeige bei Veränderung eines Grabmals  
oder der Ergänzung von Inschriften: 10,00 EUR

 4.  Umschreibung, Umwandlung der Grabart,  
Anschriftenermittlung, etc.: 10,00 EUR 

VI. Sonstige Gebühren:
 1.  Auf Antrag der Nutzungsberechtigten können bepflanzte Grabstät-

ten vorzeitig eingeebnet und in pflegefreie Rasengrabstätten um-
gewandelt werden. Für eine solche Umwandlung ist eine jährliche 
Gebühr bis zum Ende der Nutzungsdauer im Voraus zu entrichten:

  a)  bei Sarggrabstätten, die vor Inkrafttreten  
dieser Gebührenordnung erworben wurden 
(inklusive Ablösung der Friedhofs- 
unterhaltungsgebühr) - je Grabstelle -: 50,00 EUR

  b)  bei Sarggrabstätten, die nach Inkrafttreten  
dieser Gebührenordnung erworben wurden 
- je Grabstelle -: 25,00 EUR

  c)  bei Urnengrabstätten, die vor Inkrafttreten  
dieser Gebührenordnung erworben wurden 
(inklusive Ablösung der Friedhofs- 
unterhaltungsgebühr) - je Grabstelle -: 37,50 EUR

  d)  bei Urnengrabstätten, die nach Inkrafttreten  
dieser Gebührenordnung erworben wurden  
- je Grabstelle -: 12,50 EUR

 2.  Besonderer/zusätzlicher Arbeitsaufwand  
- je angef. ½ Std.: 17,50 EUR*

  Die mit einem * gekennzeichneten Gebührenpositionen unterliegen 
bei Umsatzsteuerpflicht des Friedhofsträgers der gesetzlichen Um-
satzsteuer in der jeweils gültigen Fassung (19% Stand 2021). 

§ 8
Zusätzliche Leistungen

Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden von der 
Friedhofsverwaltung nach dem jeweiligen Aufwand berechnet. 

§ 9
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1)  Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung zum 
01. des auf die öffentliche Bekanntmachung folgenden Monats in 
Kraft.

(2)  Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die Friedhofs-
gebührenordnung in der Fassung vom 20.11.2014 außer Kraft.

Wittmund, den 19.05.2022
Der Kirchenvorstand:

 M. Stecher (L. S.) Ulrich Schierz 
 Vorsitzende  Kirchenvorsteher

Bekanntmachung der Friedhofsgebührenordnung
Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. Die nach § 66 Abs. 1 Satz 1 Nummer 5 und 6, Absätze 2 
und 5 der Kirchengemeindeordnung der Ev.-luth. Landeskirche Hanno-
vers (KGO) erforderliche Genehmigung der Aufsichtsbehörde wurde am 
13.06.2022 erteilt.

Der Kirchenvorstand der 
Ev.-luth. St. Nicolai-Kirchengemeinde Wittmund

Bekanntmachung  
des Jahresabschlusses 2019 des 

Zweckverbandes Abfallwirtschaftszentrum  
Friesland / Wittmund

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Abfallwirtschaftszent-
rum Friesland / Wittmund hat in der Sitzung am 02.06.2022 den Jahresab-
schluss 2019 gemäß § 129 Abs. 1 NKomVG i.V.m. § 16 Abs. 2 NKomZG 
beschlossen und dem Geschäftsführer und dem Verbandsausschuss ohne 
Einschränkung Entlastung erteilt.
Der Jahresabschluss 2019 mit dem zugehörigen Rechenschaftsbericht 
liegt gemäß § 129 Abs. 2 NKomVG i.V.m. § 16 Abs. 2 NKomZG in der 
Zeit vom 04.07.2022 bis einschließlich 15.07.2022 im Eingangsgebäu-
de des Zweckverbandes, Fuhlrieger Allee 3, 26434 Wiefels, während der 
Öffnungszeiten zur Einsichtnahme öffentlich aus.
Wiefels, den 30.06.2022

Lars Bohlken
Geschäftsführer

Bekanntmachung  
des Jahresabschlusses 2020 des 

Zweckverbandes Abfallwirtschaftszentrum  
Friesland / Wittmund

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Abfallwirtschaftszent-
rum Friesland / Wittmund hat in der Sitzung am 02.06.2022 den Jahresab-
schluss 2020 gemäß § 129 Abs. 1 NKomVG i.V.m. § 16 Abs. 2 NKomZG 
beschlossen und dem Geschäftsführer und dem Verbandsausschuss ohne 
Einschränkung Entlastung erteilt.
Der Jahresabschluss 2020 mit dem zugehörigen Rechenschaftsbericht 
liegt gemäß § 129 Abs. 2 NKomVG i.V.m. § 16 Abs. 2 NKomZG in der 
Zeit vom 04.07.2022 bis einschließlich 15.07.2022 im Eingangsgebäu-
de des Zweckverbandes, Fuhlrieger Allee 3, 26434 Wiefels, während der 
Öffnungszeiten zur Einsichtnahme öffentlich aus.
Wiefels, den 30.06.2022

Lars Bohlken
Geschäftsführer

Bekanntmachung  
der Auslegung der Prüfungsmitteilung 

über die überörtliche Prüfung des  
Niedersächsischen Landesrechnungshofes 

zur „Ordnungsmäßigkeit und  
Wirtschaftlichkeit von Zweckverbänden“

Der Niedersächsische Landesrechnungshof hatte mit Schreiben 
vom 26.03.2021 eine überörtliche Prüfung angekündigt. Hierfür 
wurde beim Zweckverband Abfallwirtschaftszentrum Friesland / 
Wittmund als einer von insgesamt 15 Zweckverbanden eine vergleichen-
de Prüfung mit dem Titel „Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit 
von Zweckverbanden“ (Prüfungszeitraum 2017 – 2021) durchgeführt.
Mit Schreiben vom 20.05.2022 hat der Landesrechnungshof das Ergebnis 
der Prüfung (Prüfungsmitteilung) übersandt. Der Inhalt der Prüfungsmit-
teilung ist der Verbandsversammlung in seiner Sitzung am 02.06.2022 
bekannt gegeben worden.
Gem. § 5 Abs. 2 des Niedersächsischen Gesetzes über die überörtliche 
Kommunalprüfung (NKPG) vom 16.04.2004 (Nds. GVBl. S. 638) liegt 
die vollständige Prüfungsmitteilung des Landesrechnungshofes in der 
Zeit vom 04.07.2022 bis einschließlich 15.07.2022 im Eingangsgebäu-
de des Zweckverbandes, Fuhlrieger Allee 3, 26434 Wiefels, während der 
Öffnungszeiten zur Einsichtnahme öffentlich aus.
Es wird darauf hingewiesen, dass die vollständige Prüfungsmitteilung 
ebenfalls auf der Homepage des Zweckverbandes (www.awz-wiefels.de) 
und dem Menüpunkt „Bekanntmachungen“ zu finden ist.
Wiefels, den 30.06.2022

Lars Bohlken
Geschäftsführer
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